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Keine Ermäßigung
für Hunde aus Heim

Vorschläge ab. Dies widerspreche dem
Charakter der Hundesteuer, die len-
kend auf die Zahl der Hundehaltungen
einwirken solle.

Die Grünen hatten gefordert, die
Ermäßigung zu gewähren, wenn der

Halter zusätzlich einen sogenannten
Sachkundehinweis vorlegt, die FDP
den reduzierten Steuersatz für die
Lebenszeit des Hundes. Positiv aufge-
nommen wurde hingegen der Vor-
schlag der Grünen, wie einkommens-
schwache Menschen beim Erwerb ei-
nes Sachkundenachweises unterstützt
werden können. Im Sozialausschuss
soll darüber weiter beraten werden.

dis. Der Steuersatz wird nicht ermä-
ßigt, wenn ein Hund aus dem Tierheim
aufgenommen wird.

Entsprechende Anträge der Grünen
und der FDP wurden in der Gemeinde-
ratssitzung mehrheitlich abgelehnt.
Die beiden Fraktionen hatten Ermäßi-
gungen von 50 Prozent gefordert, um
die Situation in den Tierheimen zu ver-
bessern. Die Verwaltung lehnte die

Anlauf für Hafenbrücke
KAL: Wegen Finanzsituation neu darüber nachdenken

dis. Es wäre ein wichtiger Baustein für
den Landschaftspark Rhein: die Brücke
über den Hafeneingang beim Hochwas-
sersperrtor. Bislang konnte die Stadt-
verwaltung diese Vorhaben aus Kosten-
gründen nicht realisieren. Wegen ihrer
Spannweite wäre die Fußgänger- und
Fahrradbrücke mit rund 20 Millionen
Euro besonders teuer. Jetzt nimmt die
Verwaltung mit Unterstützung des Ge-
meinderats einen neuen Anlauf. Vor al-
lem die Stadträte sehen wegen der ver-
besserten Finanzsituation der Stadt
neue Spielräume.

So lautete auch der Tenor eines An-
trags der Karlsruher Liste (KAL). „Man
muss neu darüber nachdenken, ob man

angesichts der Finanzlage diese Kosten
jetzt aufbringen will“, sagte KAL-Frak-
tionsvorsitzender Lüppo Cramer, der
sich zudem einen Gestaltungswettbe-
werb wünscht.

Mit ins Boot sollen nach dem Willen
des Gemeinderats auch Sponsoren, bei-
spielsweise die Energie Baden-Würt-
temberg (EnBW). Das findet auch Ober-
bürgermeister Heinz Fenrich: „Wir ha-
ben der EnBW im Rheinhafen sehr ge-
holfen“ sagt der Verwaltungschef mit
Blick auf den Bau des neuen Kohle-
kraftwerks.

Allerdings: Er habe schon zwei Mal in
dieser Sache angefragt, sich aber „eine
blutige Nase“ geholt.

Keine Kinderarbeit
bei Grabsteinen

dis. Einhellige Zustimmung gab es im
Gemeinderat zur Änderung der Fried-
hofssatzung: Künftig dürfen auf Grä-
bern nur noch Grabsteine verwendet
werden, die nachweislich nicht mithilfe
von ausbeuterischer Kinderarbeit her-
gestellt wurden.

Maßgebend ist eine Konvention der In-
ternationalen Arbeitsorganisation der
Vereinten Nationen. In einem interfrak-
tionellen Antrag hatten Grüne, SPD und
Karlsruher Liste die Forderung aufge-
stellt. Das Friedhofsamt der Stadt
Karlsruhe selbst wiederum hatte jedoch
den Vorschlag für die neue Satzung
schon erarbeitet, so dass diese zum 1. Ja-
nuar 2013 in Kraft tritt. 80 Prozent des
Rohmaterials für die Grabsteine stammt
aus Indien.

Kein Rabatt
in den Bädern

dis. Die Linken haben in einer Anfrage
gefordert, schwerbehinderten Menschen
über 18 Jahre schon ab einem Behinde-
rungsgrad von 50 Prozent den ermäßig-
ten Eintritt in die Bäder zu gewähren.

Bislang erhält man die Ermäßigung
erst ab einem Behinderungsgrad ab 80
Prozent. Die Stadtverwaltung lehnt das
Ansinnen mit der Begründung ab, ein
Behinderungsgrad sei nicht gleichbe-
deutend mit einem Erwerbsminde-
rungsgrad. Behinderte seien nicht
zwangsläufig auch als finanziell bedürf-
tig einzustufen. Zudem verweist die Ver-
waltung auf entsprechende Gemeinde-
ratsbeschlüsse vom Mai 2003 und Janu-
ar 2011, Behinderte erst mit einem Grad
von 80 Prozent in die Ermäßigtenliste
der Bäder aufzunehmen.

Freie Wähler für
„Großpflegestellen“

dis. Die Freien Wähler fordern eine Ver-
besserung der Tagespflege für Kinder
und schlagen unter anderem die Einrich-
tung von „Großpflegestellen“ in geeig-
neten Räumen vor. Bis zu 20 Kinder
könnten dort – ähnlich wie in einer Kin-
dertagesstätte – von Tageseltern betreut
werden. Ein weiterer Vorschlag ist die
Festanstellung von Tageseltern durch die
Verwaltung – gefördert durch Mittel aus
dem Europäischen Sozialfonds (ESF).
Auch sollte die Weiterbildung an den
Fachschulen zum Erzieher gefördert
werden. Die Stadt entgegnet, schon die
Kindertagespflege als selbstständige Tä-
tigkeit im eigenen Haushalt mit mehr als
zwei Kindern in Ganztagesbetreuung sei
finanziell attraktiver als eine vom ESF
geförderte Festanstellung.

Grillen erlaubt
in bestimmten Zonen

dis. Die Verwaltung will in der Gün-
ther-Klotz-Anlage einen konzentrierten
Bereich ausweisen, in dem gegrillt wer-
den darf. Damit soll eine Situation ent-
schärft werden, die in den Sommermo-
naten regelmäßig zum Reizthema wird:
Grillen im öffentlichen Raum ist außer-
halb von ausgewiesenen Plätzen eigent-
lich verboten.

Die Realität in der Günther-Klotz-An-
lage beispielsweise ist aber eine andere.
Dort wird gerne und viel gegrillt – zum
Leidwesen von etlichen Besuchern, die
nicht grillen, und von Anwohnern. „Das
Ziel ist eine Entzerrung“, erklärt CDU-
Stadtrat Thomas Müller.

Seine Fraktion hat jetzt mit einem ent-
sprechenden Antrag den Stein ins Rol-
len gebracht.

FDPfürTouristeninfo
beim Marktplatz

dis. Kehrt die Karlsruher Touristenin-
formation wieder in das Stadtzentrum
zurück? Einige Stadträtinnen und
Stadträte wünschen sich das – doch so
einfach wird der Weg dahin nicht wer-
den.

Zum einen weil der Gemeinderat vor
gerade einmal elf Monaten die Schlie-
ßung der Touristeninformation im Wein-
brennerhaus am Marktplatz beschlossen
hat, zum anderen, weil aktuell eine Un-
tersuchung der Karlsruher Messe- und
Kongress-Gesellschaft läuft, wo der
beste Standort für eine solche Einrich-
tung sein könnte.

„Der Weg des Gemeinderats, die Tou-
risteninfo zu schließen, war erwiesener-
maßen falsch“, sagte Stadtrat Thomas
Hock (FDP), allerdings ohne dies mit
Daten und Fakten zu belegen. Seine
Fraktion hatte beantragt, die Touristen-
information wieder an den Marktplatz
zu verlegen. Eine Mehrheit im Gemein-
derat möchte allerdings die Ergebnisse
der Untersuchung abwarten.

DIE TOURISTINFORMATION ist derzeit beim Hauptbahnhof untergebracht, jetzt wird
wieder über den Standort diskutiert. Foto: jodo

Stadt verteidigt
ihr Vorgehen

dis. Die Stadtverwaltung verteidigt ihr
Vorgehen, sogenannte Kindergeldab-
zweigungen für volljährige Kinder mit
Behinderungen bei der Familienkasse zu
beantragen. In mehreren Urteilen habe
der Bundesfinanzhof festgestellt, dass
die Vorgehensweise berechtigt sei, wenn
die Verwaltung Leistungen zur Sicher-
stellung des Lebensunterhalts für die
Kinder bezahle. Erbringen die Eltern
zusätzlich zu dieser Unterstützung Un-
terhaltsleistungen mindestens in Höhe
des Kindergeldes, verbleibe das Kinder-
geld bei den Eltern.

In 500 Fällen hat die Verwaltung in den
vergangenen Jahren Abzweigungen be-
antragt. Gerichtliche Auseinanderset-
zungen seien nicht bekannt. Die Freien
Wähler kritisierten in einer Anfrage die
Vorgehensweise der Verwaltung und
führten etliche Urteile an, in denen Ge-
richte zugunsten der Eltern entschieden
haben.

„Technisch in die
Jahre gekommen“

dis. Der Bürgersaal im Karlsruher
Rathaus ist nach Ansicht der Stadt-
verwaltung „technisch in die Jahre
gekommen“. Das Amt für Hochbau
und Gebäudewirtschaft habe ent-
sprechende Planungen für eine Mo-
dernisierung vorgesehen, heißt es in
der Stellungnahme der Verwaltung
auf eine Anfrage von Stadtrat Frie-
demann Kalmbach (Gemeinsam für
Karlsruhe). Auch die Kommunika-
tionsanlage im Saal müsse moderni-
siert werden, weil die Frequenzen
ab 2015 nicht mehr zur Verfügung
stünden. Kalmbach hatte in der An-
frage technische Unzulänglichkei-
ten bei einer Veranstaltung im Bür-
gersaal kritisiert. Dies sei in einer
Stadt, die sich Technologie auf die
Fahnen geschrieben habe, ein pein-
licher Zustand. Die Stadt sieht 85
Prozent der technischen Infrastruk-
tur innerhalb der Verwaltung auf
dem aktuellen Stand.

Gastronomie
im Sandsteinhaus

dis. Nach der Nutzung des Sand-
steinhauses im Otto-Dullenkopf-
Park erkundigt sich die SPD-Frak-
tion in einer Anfrage. Es sei seit
dem Jahr 2006 als Parkcafé geplant,
inzwischen aber seien die Fenster
zugemauert, das Haus stelle sich
eher als Ruine dar und es sei keine
Aktivität zu erkennen, kritisiert die
Fraktion. Die Verwaltung erläutert
in ihrer Stellungnahme, dass der
Besitzer, der erbbauberechtigt sei,
eine gastronomische Nutzung mit
großem Wintergarten und Außenbe-
wirtungsfläche errichten wolle.

Für dieses Vorhaben sei in diesem
Jahr ein entsprechender Antrag ge-
stellt und mit umfangreichen Aufla-
gen genehmigt worden. Unter ande-
rem müsse der Bauherr noch die
Anlieferung und die Abfallentsor-
gung regeln. „Bei optimistischer
Einschätzung könne noch in diesem
Jahr mit dem Beginn der Baumaß-
nahme gerechnet werden“, heißt es
weiter.

Will Daxlanden
neue Erhaltungssatzung?
Gemeinderat empfiehlt: Erst mit den Bürgern reden

Von unserem Redaktionsmitglied
Günther Kopp

Die Fraktion der Grünen im Karlsru-
her Gemeinderat hat mit ihrem Antrag,
für den Daxlander Dorfkern eine Erhal-
tungs- und Gestal-
tungssatzung auf-
zustellen, zumin-
dest teilweise offe-
ne Türen einge-
rannt. Eine Erhal-
tungssatzung
„Ortskern Daxlanden“ gebe es bereits
seit 1998, stellte das Bürgermeisteramt
klar. Nun soll im Planungsausschuss da-
rüber beraten werden, ob der zu schüt-
zende Bereich ausgedehnt wird und ob
eine Gestaltungssatzung erforderlich
ist.

Für die Antragsteller sagte Grünen-
Stadträtin Dorothea Polle-Holl, trotz
Erhaltungssatzung gebe es zahlreiche
Beispiele von Neubauten, die aus dem
für Daxlanden charakteristischen Bild
herausfallen oder weit über die alte
bauliche Dimension hinausgehen. Auf

jeden Fall sollte man den Geltungsbe-
reich der Satzung deutlich ausweiten, so
Polle-Holl. CDU-Stadträtin Karin Wie-
demann betonte, zahlreiche ältere Häu-
ser seien von den nachfolgenden Gene-
rationen übernommen worden, Abrisse

seien selten. Über
eine Ausweitung
der Erhaltungssat-
zung, die bislang
nur Teile des Orts-
kerns umfasst,
könne man mit der

CDU reden, so Wiedemann. Dagegen
lehne man eine Gestaltungssatzung ab.

Die Stadträtinnen Yvette Melchien
(SPD) und Rita Fromm (FDP) warben
dafür, zunächst mit den Daxlander Bür-
gern zu reden, ehe Entscheidungen fal-
len. Fromm erinnerte in diesem Zusam-
menhang an die „peinlichen“ Erfahrun-
gen aus Wolfartsweier. Dort habe die
Stadt einen Beschluss des Ortschaftsra-
tes zur Aufstellung einer Erhaltungssat-
zung aufgegriffen. Bei einer Bürgerin-
formation habe es dann „Hohn und
Spott“ für die Stadt gegeben.

DAS FISCHERDORF DAXLANDEN soll seinen Charakter behalten. Unklar ist, wie dies am
besten gelingt. Foto: jodo


